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Unbezahlte Rechnungen von Amtsvorgängern 
Sachverhalt

Frau M trat als noch nicht 18-jährige im August 2004  in ein Erwachsenen-Wohnheim für cerebral Gelähmte ein. Die Finanzierung bis und mit November 2004 übernahm problemlos die IV. Mit dem Übertritt ins Erwachsenenalter (Dezember 2004) begannen die Schwierigkeiten. Die Mutter der Pensionärin, welche sich bisher um die Angelegenheiten ihrer Tochter gekümmert hatte, war mit den damit verbundenen Aufgaben überfordert (Anträge IV, EL etc). Die Monatsrechnungen bezahlte sie nur teilweise und schleppend. So blieben die Rechnungen der Monate Februar 2005 bis Mai 2005 zum Teil unbezahlt. Insgesamt beträgt die Schuld Fr. 17'564.25. Das Heim setzte sich in der Folge für eine Vormundschaft ein, die mit Beschluss vom 22.9.2005 errichtet wurde. Eine professionelle Mitarbeiterin eines Sozialzentrums führt seither das Mandat, die Rechnungen seit Juni 2005 sind bezahlt. Dem Vernehmen nach soll die Mutter der Pensionärin sogar als vormundschaftliche Mandatsträgerin eingesetzt gewesen sein, genaueres ist aber nicht bekannt. Wer bezahlt das Restguthaben des Heimes?
Erwägungen

1. Bei der Beurteilung der Frage wird davon ausgegangen, die fragliche junge Frau sei urteilsunfähig. Bis zu ihrem 18. Altersjahr war sie durch ihre Mutter als Inhaberin der elterlichen Sorge rechtsgültig vertreten (Art. 304 ZGB). Mit Erreichen der Mündigkeit entfällt die gesetzliche Vertretung der Eltern. Wenn die junge Frau nicht urteilsfähig war, konnte sie trotz erreichtem 18. Altersjahr keine Handlungsfähigkeit erlangen. Somit vermochte sie auch nicht, durch ihre Handlungen und Unterlassungen Rechte und Pflichten zu begründen, noch konnte sie zu ihrem Nachteil Fristen verpassen oder andere Rechtsfolgen herbeiführen (Art. 18 ZGB). Falls also zwischen Erreichen des 18. Altersjahres und der Bestellung der Vormundin Rechtsansprüche theoretisch verwirkt oder verjährt wären, konnten sie von der Vormundin nachgefordert werden. 

2. Die junge Frau ist nicht unversehens in ihre Situation geraten, sondern durch Erreichen der Mündigkeit, d.h. lange im Voraus absehbar. Eine spezialisierte Institution, welche eine pflegebedürftige Person aufnimmt, trägt in solchen Situationen eine Mitverantwortung bei der Bestellung einer hinreichenden gesetzlichen Vertretung ihrer Pflegebedürftigen. Eltern haben, wenn ihre Kinder mündig werden, auch dann keine gesetzliche Vertretungsbefugnis mehr, wenn ihre Kinder urteilsunfähig sind. Vielmehr müssen sie entweder als vormundschaftliche Mandatsträger/innen (Vormund/Beirat/Beistand) von der zuständigen Vormundschaftsbehörde aufgrund eines Massnahmebeschlusses oder nach Entmündigung ihres Kindes in die erstreckte elterliche Sorge eingesetzt worden sein (Art. 385 Abs. 3 ZGB).

3. Aus der Fallschilderung lässt sich nicht entnehmen, ob der Mutter die notwendigen Gelder ausbezahlt worden sind und sie sich diese unrechtmässig angeeignet hat, oder ob die Finanzierungslücken dadurch entstanden sind, dass die nötigen Anträge an die Sozialversicherungen ausgeblieben sind. Hierzu hat die heutige Mandatsträgerin ihre offenbar unvollständigen Arbeitsgrundlagen zu ergänzen, indem
a. bei der Vormundschaftsbehörde, welche die jetzige Massnahme angeordnet hat, abgeklärt wird, ob vorgängig eine Massnahme bestand und die Mutter als Mandatsträgerin geamtet hat, oder ob noch keine Massnahme bestand und die Mutter daher im Rahmen einer Geschäftsführung ohne Auftrag (Art. 419 ff. OR) lediglich aufgrund ihrer Beistandspflicht nach Art. 272 ZGB gehandelt hat.

b. Wenn vor der jetzigen Vormundschaft eine vormundschaftliche Massnahme geführt worden ist, muss sich die jetzige Vormundin von der damals zuständigen Vormundschaftsbehörde einen Schlussbericht mit Schlussrechnung der damaligen Mandatsträgerin eröffnen lassen (Art. Art. 453 ZGB) und hat im Rahmen ihrer Mandatsführung zu untersuchen, ob gegen die Vorgängiger und allenfalls die damals zuständige Vormundschaftsbehörde Schadenersatz (Art. 426 ZGB) geltend zu machen sei und allenfalls eine Verantwortlichkeitsklage (Art. 454 ZGB) einzuleiten ist. Falls die Vormundschaftsbehörde die Mutter als Mandatsträgerin eingesetzt hätte und diese zum Vorneherein zum Amt nicht geeignet war (Art. 379 ZGB), müsste die Vormundschaftsbehörde mit einer Mitverantwortlichkeit für den entstandenen Schaden rechnen.
c. Wenn vor der jetzigen Massnahme keine vormundschaftliche Massnahme geführt worden ist, sind alle fehlerhaften Gesuche nachzuholen. Dabei kann sich die Vormundin auf den Umstand abstützen, dass die ungenügend vertretene Versicherte durch ihre Unterlassungen keine Rechtswirkungen herbeiführen konnte, also bis zur Bestellung der Vormundin keine Rechtsansprüche der IV, EL etc verwirken konnten. Im Weiteren hat die Vormundin zu prüfen, ob die Mutter allenfalls Zahlungen der Sozialversicherungen nicht gehörig weitergeleitet, sondern für sich beansprucht hat. Diesfalls würde die Mutter ihrer Tochter schadenersatzpflichtig. 
4. Für die Kosten des Heimes haftet die Pensionärin. Wenn sie ohne Vermögen ist, wird sie ohne Erfolg vom Heim betrieben werden, es resultiert ein Verlustschein. Jedenfalls hat nicht die Sozialhilfe dafür aufzukommen. Das Heim selbst trägt möglicherweise eine nicht vernachlässigbare Mitverantwortung an den entstandenen Ausfällen, wenn es nach Erreichen der Mündigkeit der jungen Frau nicht frühzeitig für eine gehörige gesetzliche Vertretung und Geltendmachung der sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche gesorgt hat. Wenn das Heim allerdings pflichtgemäss alles unternahm, die Vormundschaftsbehörde aber eine untaugliche Person als Mandatsträgerin eingesetzt hat, wird das entsprechende Gemeinwesen zur Schadensregelung beizuladen sein.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 3. April 2006
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